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Bauleitplanung der Stadt Soltau; hier: Bebauungsplan Wolterdingen Nr. {»„Erweiterung 
des Campingplatzes Auf dem Simpel“ mit örtlicher Bauvorschrift über Gestaltung mit 
Teilaufhebung des Bebauungsplanes Wolterdingen Nr. 4 „Campingplatz Auf dem Simpel“ 
i.d.F. der 1. Änderung
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende 
Hinweise:

Bergbau: Ost
Das Vorhaben befindet sich nach den dem LBEG vorliegenden Unterlagen im Bereich von berg­
baulichen Leitungen. Nach den geltenden Vorschriften wird entlang der Leitungen ein 
Schutzstreifen festgelegt. Der Schutzstreifen ist von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 
Pflanzenwuchs freizuhalten. Wir bitten Sie, sich mit dem/den genannten Unternehmen in 
Verbindung zu setzen und ggf. die zu treffenden Schutzmaßnahmen abzustimmen:

Objektname Betreiber Leitungstyp Leitungsstatus

Bergbauliche 
Leitung

betriebsbereit / in 
Betrieb

Dienstgebäude
GEOZENTRUM HANNOVER 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
Verkehrsanbindung 
Stadtbahnlinie 7 bis Pappelwiese

Telefon
0511 643-0
Telefax
0511 643-2304
E-Mail
Poststelle@lbeg. niedersachsen. de
Internet
http://www.lbeg.niedersachsen.de

Bankverbindung
Nord/LB
IBAN: DE 84 2505 0000 0106 0223 95 
SWIFT-BIC: NOU\ DE 2H XXX

Steuemummer
Steuemummer beim Finanzamt Hannover Nord: 
25/202/29467
USt. - ID- Nummer:
DE 811289769
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Bergbau: Markscheiderei
Nachberabau Themenaebiet Alte Rechte
Die laut unseren Unterlagen in dem Verfahrensgebiet liegenden aufrechterhaltenen Rechte 
(§149 ff. Bundesberggesetz) sind in dieser Stellungnahme unten folgend aufgeführt.

Berechtigungsart Berechtigungsname Rechtsinhaber

Die genannten Verträge haben privatrechtlichen Charakter. Wir bitten Sie daher sich für Fragen 
inhaltlicher Art an die genannten Unternehmen oder deren Rechtsnachfolger zu wenden sowie 
diese am Verfahren zu beteiligen.

Hinweise
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und 
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die Hin­
weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung 
und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Bau- 
grunderkundungenZ-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten 
gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen.

Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gern. § 7 BBergG oder eine Bewilligung gern. § 8 
BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gern. §§ 9 und 149 BBergG verliehen bzw. 
aufrecht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Wir bitten Sie, den 
dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu diesem 
Thema richten Sie bitte direkt an markscheiderei(g)lbea.niedersachsen.de.

Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie unter 
www.lbea.niedersachsen.de/Berqbau/Bergbauberechtiaungen/Alte Rechte.

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen.

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die 
Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare 
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene 
Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen 
i.A.

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig

-2-

Bergbau: Markscheiderei 

Nachbergbau Themengebiet Alte Rechte  
Die laut unseren Unterlagen in dem Verfahrensgebiet liegenden aufrechterhaltenen Rechte 
(§149 ff. Bundesberggesetz) sind in dieser Stellungnahme unten folgend aufgeführt. 

Berechtigungsart Berechtigungsname Rechtsinhaber 

Die genannten Verträge haben privatrechtlichen Charakter. Wir bitten Sie daher sich für Fragen 
inhaltlicher Art an die genannten Unternehmen oder deren Rechtsnachfolger zu wenden sowie 
diese am Verfahren zu beteiligen. 

Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und 
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die Hin-
weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung 
und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Bau-
grunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten 
gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 

Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine Bewilligung gem. § 8 
BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gern. §§ 9 und 149 BBergG verliehen bzw. 
aufrecht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Wir bitten Sie, den 
dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu diesem 
Thema richten Sie bitte direkt an markscheiderei@Ibeg.niedersachsen.de. 

Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie unter 
www.Ibeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte Rechte. 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die 
Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare 
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene 
Untersuchungen. 

Mit freundlichen Grüßen 
LA. 

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig 



Stadtplanung(g)

Von:
Gesendet:
An:
Betreff:

Planverfahren
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan Wolterdingen 
Nr.9

Sehr geehrte Damen und Herren,

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan Wolterdingen Nr.9 möchte ich ich im 
wesentlichen meine Stellungnahme zur 65. Änderung des Flächennutzungsplans wiederholen:

Mit dem Bebauungsplan werden wiederum erhebliche Waldumwandlungen zugelassen, die sich in eine ganze Reihe 
von geplanten Eingriffen in Wald im Soltauer Stadtgebiet einreihen, was im Hinblick auf den fortgeschrittenen 
Klimawandel und die Notwendigkeit von Klimaschutzmassnahmen nicht nachvollziehbar ist.
Vor diesem Hintergrund sollten Alternativen zu dieser Waldumwandlung angedacht werden.

An erster Stelle ist dabei an eine verdichtete Nutzung des bestehenden Campingplatzgeländes zu denken.
Dies sollte nicht, wie im Entwurf, von vorneherein ausgeschlossen werden.

Des weiteren möchte ich auf folgendes hinweisen:

1. Es erscheint fraglich ob die im Planbereich zu erhaltenen Waldstücke, insbesondere der Streifen angrenzend an 
die Kreisstrasse noch die Funktionen nach dem Waldgesetz erfüllen können.

2. Bei einer möglichen Einfriedung würde die Erholungsfunktion für die Allgemeinheit entfallen.

3. Insoweit erscheint es bereits fraglich, ob der bestehende B-Plan Wolterdingen Nr. 4 rechtskonform aus dem F- 
Plan entwickelt wurde.

4. Im Ergebnis müsste daher eine Ersatzaufforstung für den gesamten Flächenumfang der F-Planänderung von 4,5 
Hektar erfolgen. Der im F-Planentwurf und noch vielmehr der im B-Planentwurf ausgeführte waldrechtliche 
Kompensationsumfang ist daher erheblich zu niedrig angesetzt.

5. Bei Eigriffen in die Bereiche, die im Rahmen des B-Plans Wolterdingen Nr. 4 durch Unterpflanzung aufgwertet 
wurden, ist das Zielbiotop eines Laubmischwaldes in die Bilanzierung einzustellen.

Zudem möchte ich auf Paragraph 1 a des NAGBNatschG hinweisen, der eine Reduzierung der Neuversiegelung von 
Böden bis 2030 auf landesweit unter 3 Hektar pro Tag verlangt. Der gegenwärtige Umfang von Bauleitplanungen in 
Soltau, die mit erheblichen Neuversiegelungen verbunden sind, steht nicht im Einklang mit einer wirksamen 
schrittweisen Reduzierung der Neuversiegelung.

Mit freundlichen Grüssen 

[Seite]
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Von:

Gesendet:
An:
Betreff:

Freitag, 3. Juni 2022 11:20 
Planverfahren
20220603_Stellungnahme zum B-Plan Wolterdingen Nr. 9 "Erweiterung des 
Campingplatzes Auf dem Simpel"

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die uns vorliegende o. g. geplante Änderung des Bebauungsplanes bestehen aus Sicht der Polizei 
grundsätzlich keine Einwände.

Zur Planung der verkehrlichen Erschließung wird an eine ausreichende Berücksichtigung der Belange des sicher 
geführten Fußgängerverkehrs und
an eine ausreichende Berücksichtigung der an Bedeutung zunehmenden Fahrradmobilität nach neuesten Richtlinien 
und Empfehlungen erinnert.

Freundliche Grüße 

Sachgebiet Verkehr / SbV

POUZEllNSPtKTlON

Böhmheide 37-41 
29614 Soltau

euv(5>pi-hk.polizei.niedersachsen.de

Stadt Soltau 

Eing 0 3. Juni 2022

Fachgruppe Ol

m

Stadtplanung(g)
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Von:
Gesendet:
An:

Stadt Soltau
Betreff: Emg. 0 3. Juni 2022

Anlagen: Fachgruppe (£/f

Freitag, 3. Juni 2022 14:36 
Planverfahren
Stellungnahme gemäß §4 Abs. 2 BauGB: Bebauungsplan Wolterdingen Nr. 9 
"Erweiterung des Campingplatzes Auf dem Simpel"
17122021 BauleitplanungAHK.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

Bezug nehmend auf das Vorhaben Bebauungsplan Nr. 9 "Erweiterung des Campingplatzes Auf dem Simpel" erhalten 
Sie nachfolgend die Stellungnahme der Abfallwirtschaft Heidekreis, Anstalt des öffentlichen Rechts gemäß §4 Abs. 2 
BauGB:

Die Abfallwirtschaft Heidekreis, Anstalt des öffentlichen Rechts erhebt nach erster Prüfung keine Beanstandungen 
gegen die vorgesehen Planung. Dessen ungeachtet wird auf die "Berücksichtigung der Belange der Abfallwirtschaft 
Heidekreis (AHK), Anstalt des öffentlichen Rechts bei der Bauleitplanung, bei der Erstellung von örtlichen 
Bauvorschriften und Einrichtung von Straßenbaustellen" verwiesen (Dokument anbei). Diese Belange sind bei der 
Planung zwingend zu berücksichtigen, sodass die Abfallwirtschaft Heidekreis (AHK), Anstalt des öffentlichen Rechts 
die ihr hoheitlich übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß wahrnehmen kann.

Eine Eingangsbestätigung wird erbeten.

Sollten Sie Rückfragen haben, so stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. stadtpianung(g)

Mit freundlichem Gruß 
im Auftrag 

Abfallwirtschaft Heidekreis 
Der Vorstand 
Deponie Hillem 

Internet: www.ahk-heidekreis.de

N
AHK

ABFALLWIRTSCHAFT HEIDEKREIS 
ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Diese E-Mail enthält vertrauliche und/oder rechtlich geschützte Informationen. Wenn Sie nicht der richtige 
Adressat sind oder die E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den Absender und 
vernichten Sie diese Mail. Das Verarbeiten, Kopieren sowie die Weitergabe dieser Mail ist nicht gestattet.

[Seite]
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ABFALL WIRTSCHAFT HEIDEKREIS 
ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Berücksichtigung der Belange der Ab­
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planung, bei der Erstellung von örtli­

chen Bauvorschriften und Einrichtung 
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Stand: 15.12.2021 Belange der AHK Seite 1 von 14
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ABFALL WIRTSCHAFT HEIDEKREIS 
ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Vorwort

Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist die Sicherstellung der Abfallentsorgung 

im Landkreis Heidekreis Aufgabe der Abfallwirtschaft Heidekreis (AHK), Anstalt des 

öffentlichen Rechts.

Daher wird die AHK als „Träger öffentlicher Belange“ im Rahmen der kommunalen 

Bauleitplanung und der Erstellung örtlicher Bauvorschriften angehört. Bauleitpläne und 

örtliche Bauvorschriften haben für die betreffenden Gebiete Satzungscharakter, so 

dass hier getroffene Festsetzungen für die bauliche und sonstige Nutzung der Grund­

stücke rechtsverbindlich sind.

Damit abfallwirtschaftliche Belange bereits im Planungsstadium entsprechend berück­

sichtigt werden können, soll die nachfolgende Zusammenstellung der Belange der 

AHK bei der Bauleitplanung, der Erstellung von örtlichen Bauvorschriften und Einrich­

tung von Straßenbaustellen die Mitarbeiter/innen der Kommunen und der beauftragten 

Planungsbüros im Vorwege über die Anforderungen der Abfallentsorgung informieren. 

Darüber hinaus gibt dieses Dokument Hinweise zur Aufstellung von Flächennutzungs­

plänen.

Dieses Dokument ist ein Bestandteil der Stellungnahme und nicht gleichbedeutend mit 

der Stellungnahme.

Bei weitergehenden Fragen sind wir Ihnen gerne behilflich.

Stand: 15.12.2021 Belange der AHK Seite 2 von 14
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Vorwort 

Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist die Sicherstellung der Abfallentsorgung 

im Landkreis Heidekreis Aufgabe der Abfallwirtschaft Heidekreis (AHK), Anstalt des 

öffentlichen Rechts. 

Daher wird die AHK als „Träger öffentlicher Belange" im Rahmen der kommunalen 

Bauleitplanung und der Erstellung örtlicher Bauvorschriften angehört. Bauleitpläne und 

örtliche Bauvorschriften haben für die betreffenden Gebiete Satzungscharakter, so 

dass hier getroffene Festsetzungen für die bauliche und sonstige Nutzung der Grund-

stücke rechtsverbindlich sind. 

Damit abfallwirtschaftliche Belange bereits im Planungsstadium entsprechend berück-

sichtigt werden können, soll die nachfolgende Zusammenstellung der Belange der 

AHK bei der Bauleitplanung, der Erstellung von örtlichen Bauvorschriften und Einrich-

tung von Straßenbaustellen die Mitarbeiter/innen der Kommunen und der beauftragten 

Planungsbüros im Vorwege über die Anforderungen der Abfallentsorgung informieren. 

Darüber hinaus gibt dieses Dokument Hinweise zur Aufstellung von Flächennutzungs-

plänen. 

Dieses Dokument ist ein Bestandteil der Stellungnahme und nicht gleichbedeutend mit 

der Stellungnahme. 

Bei weitergehenden Fragen sind wir Ihnen gerne behilflich. 
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1 Organisation der Abfallwirtschaft im Heidekreis

Die AHK ist Träger der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung (örE) im Landkreis Hei­

dekreis. Für den Bereich der Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 

Haushaltungen (Gewerbebetriebe, Verwaltungen etc.) ist die Abfallwirtschaft Heide­

kreis Service GmbH (AHS) Entsorgungsträger. Grundlage für die Entsorgung der Ab­

fälle aus privaten Haushaltungen ist die Abfallbewirtschaftungssatzung der AHK in der 

jeweils gültigen Fassung. Für die Entsorgung der Abfälle aus Gewerbebetrieben und 

Verwaltungen sind die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der AHS maßgeblich.

Diese Grundlagen regeln u. a. in welcher Weise und an welchem Ort Abfälle zu über­

lassen sind und unter welchen Voraussetzungen Straßen von den Entsorgungsfahr­

zeugen befahren werden.

2 Vorgaben für das Befahren einer Straße durch ein Ab­

fallsammelfahrzeug

Die Vorgaben bezüglich der Befahrbarkeit von Straßen sind unter anderem in den Un­

fallverhütungsvorschriften „Müllbeseitigung“ (DGUV Vorschrift 43) und „Fahrzeuge“

(DGUV Vorschrift 70) der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) enthal­

ten, die von den Fahrern der Entsorgungsfahrzeuge zwingend einzuhalten sind.

Die Unfallverhütungsvorschriften „Müllbeseitigung“ (DGUV Vorschrift 43) und „Fahr­

zeuge“ (DGUV Vorschrift 70) beinhalten somit Vorgaben, nach denen sich entscheidet, 

ob eine Straße mit einem Abfallsammelfahrzeug befahren werden darf oder nicht. Um 

nicht nach Fertigstellung eines Baugebietes bzw. neuer Straßen festzustellen, dass 

diese nicht von Abfallsammelfahrzeugen befahren werden können bzw. dürfen, ist es 

besonders wichtig, dass die Vorgaben dieser Unfallverhütungsvorschriften unbedingt 

bereits bei der Planung berücksichtigt werden. Aus diesem Grund sollten Straßen und 

Wege ausreichend dimensioniert sein und keine Hindernisse aufweisen. Sackgassen 

sollten über geeignete Wendeanlagen verfügen. In diesem Zusammenhang wird auf 

den § 7 der DGUV Vorschrift 43 verwiesen, der das Rückwärtsfahren von Fahrzeugen 

explizit regelt.

AHK
ABFALLWIRTSCHAFT HEIDEKREIS
ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Stand: 15.12.2021 Belange der AHK Seite 4 von 14

C 0 ***\ HK 
ABFALLWIRTSCHAFT HEIDEKREIS 
ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS 

1 Organisation der Abfallwirtschaft im Heidekreis 

Die AHK ist Träger der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung (örE) im Landkreis Hei-

dekreis. Für den Bereich der Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 

Haushaltungen (Gewerbebetriebe, Verwaltungen etc.) ist die Abfallwirtschaft Heide-

kreis Service GmbH (AHS) Entsorgungsträger. Grundlage für die Entsorgung der Ab-

fälle aus privaten Haushaltungen ist die Abfallbewirtschaftungssatzung der AHK in der 

jeweils gültigen Fassung. Für die Entsorgung der Abfälle aus Gewerbebetrieben und 

Verwaltungen sind die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der AHS maßgeblich. 

Diese Grundlagen regeln u. a. in welcher Weise und an welchem Ort Abfälle zu über-

lassen sind und unter welchen Voraussetzungen Straßen von den Entsorgungsfahr-

zeugen befahren werden. 

2 Vorgaben für das Befahren einer Straße durch ein Ab-

fallsammeifahrzeug 

Die Vorgaben bezüglich der Befahrbarkeit von Straßen sind unter anderem in den Un-

fallverhütungsvorschriften „Müllbeseitigung" (DGUV Vorschrift 43) und „Fahrzeuge" 

(DGUV Vorschrift 70) der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) enthal-

ten, die von den Fahrern der Entsorgungsfahrzeuge zwingend einzuhalten sind. 

Die Unfallverhütungsvorschriften „Müllbeseitigung" (DGUV Vorschrift 43) und „Fahr-

zeuge" (DGUV Vorschrift 70) beinhalten somit Vorgaben, nach denen sich entscheidet, 

ob eine Straße mit einem Abfallsammelfahrzeug befahren werden darf oder nicht. Um 

nicht nach Fertigstellung eines Baugebietes bzw. neuer Straßen festzustellen, dass 

diese nicht von Abfallsammelfahrzeugen befahren werden können bzw. dürfen, ist es 

besonders wichtig, dass die Vorgaben dieser Unfallverhütungsvorschriften unbedingt 

bereits bei der Planung berücksichtigt werden. Aus diesem Grund sollten Straßen und 

Wege ausreichend dimensioniert sein und keine Hindernisse aufweisen. Sackgassen 

sollten über geeignete Wendeanlagen verfügen. In diesem Zusammenhang wird auf 

den § 7 der DGUV Vorschrift 43 verwiesen, der das Rückwärtsfahren von Fahrzeugen 

explizit regelt. 

Stand: 15.12.2021 Belange der AHK Seite 4 von 14 



ABFAUWIRTSCHAFT HEIDEKREIS 
ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Der § 16 der DGUV Vorschrift 43 ist die weitergehende Spezialvorschrift, die für die 

Tätigkeit des Abfalleinsammelns Anwendung findet. Ausschlaggebend für diese rest­

riktiven Bestimmungen der Unfallverhütungsvorschriften ist das Unfallgeschehen der 

Vergangenheit. Zahlreiche tödliche Unfälle im Rahmen der Abfallsammlung haben die 

Berufsgenossenschaft veranlasst, Regelungen zu treffen, die das Unfallrisiko minimie­

ren. Besonders das Rückwärtsfahren stellt für sich allein schon einen gefährlichen Vor­

gang dar, wobei die Unübersichtlichkeit der Abfallsammelfahrzeuge diese Gefährlich­

keit noch verstärkt.

3 Abfallwirtschaftliche Aspekte bei der Aufstellung von 

Flächennutzungsplänen

Flächennutzungspläne legen die vorbereitenden Belange der Bauleitplanung fest. Es 

ist festzuhalten, dass ein Flächennutzungsplan noch keine detaillierten bautechni­

schen Vorgaben enthält. Auf Basis dieser Tatsache bleibt in diesem Stadium der Bau­

leitplanung lediglich der Hinweis, dass Verkehrsflächen derart großzügig zu planen 

sind, sodass eine Straßenführung ermöglicht wird, welche den Vorgaben der DGUV 

Vorschrift 43 und DGUV Vorschrift 70 genügt.

4 Abfallwirtschaftliche Aspekte bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen und der Erstellung von örtlichen Bauvor­

schriften

Im Rahmen von Bauleitplänen und örtlichen Bauvorschriften werden die städtebauli­

chen Anforderungen detailliert und rechtsverbindlich dargestellt. Neben der Ausgestal­

tung der Verkehrsflächen können z. B. auf der Basis des § 9 Nr. 14 BauGB auch Flä­

chen als Abfallbehälterstandorte bzw. Abfallsammelplätze ausgewiesen werden.

Eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung wird dadurch gewährleistet, dass bei der Aus­

gestaltung der Verkehrsflächen folgende Kriterien für den Einsatz der dreiachsigen 

Abfallsammelfahrzeuge berücksichtigt werden:
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4.1 Kriterien für die Errichtung von Erschließungsstraßen

• Grundsätzlich sollen die Erschließungsstraßen bzw. die Zuwegungen zu den 

Behälterstandplätzen öffentliche Straßen sein. Handelt es sich im Ausnahmefall 

um Privatstraßen, müssen zu Gunsten der AHK entsprechende Geh- und Fahr­

rechte eingeräumt werden (in einigen Bereichen fordert die AHK zusätzlich eine 

„Freistellungserklärung“ vom Grundstückseigentümer, die das Unternehmen 

vor Regressansprüchen bei Straßenschäden schützt).

Nach § 45 der Unfallverhütungsvorschrift „Fahrzeuge“ (DGUV Vorschrift 70) dürfen 

Fahrzeuge nur auf Fahrwegen oder in Bereichen betrieben werden, die ein sicheres 

Fahren ermöglichen. Konkret bedeutet dies, dass die Straße

• für das Abfallsammelfahrzeug ausreichend tragfähig sein muss (Exemplarisch 

für Seitenlader: VA: 8 t, HA: 11,5 t, NLA: 7,5 t bei 26 t max. Gesamtgewicht)

• Auswahl der Belastungsklasse gemäß RStO 12 (empfohlen wird Bk 1,0 - Bk 

3,2),

• als Anliegerstraße oder -weg ohne Begegnungsverkehr bei geradem Straßen­

verlauf grundsätzlich eine Breite von mindestens 3,55 m aufweisen muss 

(höchstzulässige Fahrzeugbreite gern. StVZO zuzüglich 0,5 m Sicherheitsab­

stand zu beiden Seiten des Fahrzeugs),

• als Anliegerstraße oder -weg mit Begegnungsverkehr grundsätzlich eine Breite 

von mind. 4,75 m aufweisen muss,

• so gestaltet sein muss, dass in Kurvenbereichen die Schleppkurven der einge­

setzten Abfallsammelfahrzeuge berücksichtigt werden,

• so bemessen sein muss, dass an Ein- und Ausfahrten mindestens die Schlepp­

kurven der eingesetzten Abfallsammelfahrzeuge berücksichtigt sind. Dies gilt 

auch bei Verschwenkungen der Fahrbahn wie z. B. an Pflanzinseln, Bäumen 

und ausgewiesenen Parkplätzen,

• so gestaltet sein muss, dass eventuelle Bodenschwellen von Abfallsammelfahr­

zeugen problemlos überfahren werden können,

• so gestaltet sein muss, dass eventuelle Steigungen bzw. Gefälle von Abfallsam­

melfahrzeugen gefahrlos befahren werden können (hier sind die bis zu 4 m lan­

gen Fahrzeugüberhänge zu beachten),
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• eine lichte Durchfahrtshöhe von mindestens 4 m zuzüglich Sicherheitsabstand 

aufweist. Insbesondere Äste und Straßenlaternen dürfen nicht in das Licht­

raumprofil ragen, da die Gefahr der unbemerkten Beschädigung wichtiger Bau­

teile des Abfallsammelfahrzeugs besteht.

Darüber hinaus müssen die Banketten der Straße so gestaltet sein, dass ein seitliches 

Abrutschen oder Umstürzen von Fahrzeugen verhindert wird. Dies gilt besonders in 

der Nähe von Böschungen und Gräben.

Zusätzlich ist zu beachten, dass die Straße und ggf. der Gehweg so angelegt werden, 

dass durch die Bereitstellung der Abfallbehälter sowohl für den Straßenverkehr als 

auch für den Fußgängerverkehr keine Gefahren oder Behinderungen zu befürchten 

sind.

4.2 Kriterien für die Errichtung von Wendeanlagen

§16 der DGUV Vorschrift 43 legt eindeutig fest, dass Abfall nur abgeholt werden darf, 

wenn die Zufahrt zu den Abfallbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rück­

wärtsfahren nicht erforderlich ist.

Diese Regelung hat zur Folge, dass Sackgassen, die von einem Abfallsammelfahr­

zeug befahren werden sollen, über eine geeignete Wendeanlage verfügen müssen.

Für Sackgassen, die vor dem 01.10.1979 [dem Inkrafttreten der UW „Müllbeseiti­

gung“] gebaut wurden, gelten teilweise noch Sonderregelungen. Flierbei ist zu beach­

ten, dass diese Sonderregelungen entfallen, wenn Änderungen oder Umbaumaßnah­

men an diesen Straßen vorgenommen werden. Nach den Richtlinien für die Anlage 

von Stadtstraßen (RASt 06) der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswe­

sen gehören zu den Wendeanlagen Wendekreise, Wendeschleifen und Wendehäm­

mer.

Aufgrund der restriktiven Haltung der Berufsgenossenschaft hinsichtlich der Zulässig­

keit des Befahrens von Straßen und Wegen in Neubaugebieten ist es absolut erfor­

derlich, diese grundsätzlich auf der Grundlage der Empfehlungen der RASt 06 zu pla­

nen. Mit Wendeanlagen in den vorgenannten Bauformen werden der Gemeinde und 

letztendlich auch der AHK viele unerfreuliche Diskussionen mit unzufriedenen Anlie­

gern über Tatsachen, die sich im Nachhinein nicht mehr ändern lassen erspart.

AHK
ABFALLWIRTSCHAFT HEIDEKREIS
ANSTALT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
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Für diese gelten folgende Mindestvoraussetzungen:

4.2.1 Kriterien für die Errichtung von Wendekreisen

- Mindestdurchmesser von 22,0 m (einschließlich der erforderlichen Freiräume 

für die Fahrzeugüberhänge)

- Wendekreismitte frei befahrbar (kein Pflanzbeet o.ä.)

- Berücksichtigung der Schleppkurven der eingesetzten Müllfahrzeuge

- Mindestbreite der Zufahrt 5,50 m

- der Wendekreisrand muss frei von Hindernissen wie z. B. Schaltschränke der 

Telekommunikation oder Elektrizitätsversorgung, Straßenlaternen oder ande­

ren baulichen Einrichtungen sein.

Zur weitergehenden Information ist im Bild 58 unter Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06 ein Wen­

dekreis dargestellt, der es dreiachsigen Abfallsammelfahrzeugen ermöglicht problem­

los zu wenden. Voraussetzung ist jedoch, dass diese Wendeanlagen einen äußeren 

Wendekreisradius erhalten, der für dreiachsige Abfallsammelfahrzeuge (ohne Nach­

laufachse) ausgelegt ist (siehe Tabelle 17 zu Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06).

4.2.2 Kriterien für die Errichtung von Wendeschleifen (Wendekreis mit Pflan­
zinsel)

- Mindestdurchmesser von 25,0 m (einschl. der erforderlichen Freiräume für die 

Fahrzeugüberhänge)

- Wendekreismitte mit einer Pflanzinsel mit einem Maximaldurchmesser von 

6 m

- die Pflanzinsel muss mit einem überfahrbaren Bord ausgestattet sein (kein 

Hochbord)

- Mindestbreite der Zufahrt 6,50 m

- der Wendekreisrand muss frei von Hindernissen wie z. B. Schaltschränke der 

Telekommunikation oder Elektrizitätsversorgung, Straßenlaternen oder ande­

ren baulichen Einrichtungen sein

Zur weitergehenden Information sind in den Bildern 60 und 61 unter Ziffer 6.1.2.2 der 

RASt 06 Wendeschleifen dargestellt, welche sich nicht explizit auf dreiachsige Abfall­

sammelfahrzeuge beziehen, sich hierfür jedoch adaptieren lassen. Unter Einhaltung
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Für diese gelten folgende Mindestvoraussetzungen: 

4.2.1 Kriterien für die Errichtung von Wendekreisen 

Mindestdurchmesser von 22,0 m (einschließlich der erforderlichen Freiräume 

für die Fahrzeugüberhänge) 

Wendekreismitte frei befahrbar (kein Pflanzbeet o.ä.) 

Berücksichtigung der Schleppkurven der eingesetzten Müllfahrzeuge 

- Mindestbreite der Zufahrt 5,50 m 

der Wendekreisrand muss frei von Hindernissen wie z. B. Schaltschränke der 

Telekommunikation oder Elektrizitätsversorgung, Straßenlaternen oder ande-

ren baulichen Einrichtungen sein. 

Zurweitergehenden Information ist im Bild 58 unter Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06 ein Wen-

dekreis dargestellt, der es dreiachsigen Abfallsammelfahrzeugen ermöglicht problem-

los zu wenden. Voraussetzung ist jedoch, dass diese Wendeanlagen einen äußeren 

Wendekreisradius erhalten, der für dreiachsige Abfallsammelfahrzeuge (ohne Nach-

laufachse) ausgelegt ist (siehe Tabelle 17 zu Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06). 

4.2.2 Kriterien für die Errichtung von Wendeschleifen (Wendekreis mit Pflan-

zinsel) 

Mindestdurchmesser von 25,0 m (einschl. der erforderlichen Freiräume für die 

Fahrzeugüberhänge) 

- Wendekreismitte mit einer Pflanzinsel mit einem Maximaldurchmesser von 

6m 

die Pflanzinsel muss mit einem überfahrbaren Bord ausgestattet sein (kein 

Hochbord) 

Mindestbreite der Zufahrt 6,50 m 

der Wendekreisrand muss frei von Hindernissen wie z. B. Schaltschränke der 

Telekommunikation oder Elektrizitätsversorgung, Straßenlaternen oder ande-

ren baulichen Einrichtungen sein 

Zur weitergehenden Information sind in den Bildern 60 und 61 unter Ziffer 6.1.2.2 der 

RASt 06 Wendeschleifen dargestellt, welche sich nicht explizit auf dreiachsige Abfall-

sammelfahrzeuge beziehen, sich hierfür jedoch adaptieren lassen. Unter Einhaltung 

Stand: 15.12.2021 Belange der AHK Seite 8 von 14 



dieser Vorgaben wird es dreiachsigen Abfallsammelfahrzeugen ermöglicht problemlos 

zu wenden. Voraussetzung ist jedoch, dass diese Wendeanlagen einen äußeren Wen­

dekreisradius erhalten, der für dreiachsige Abfallsammelfahrzeuge (ohne Nach­

laufachse) ausgelegt ist (siehe Tabelle 17 zu Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06).

4.2.3 Kriterien für die Errichtung von Wendehämmern

Sofern z. B. aufgrund topographischer Gegebenheiten oder bereits vorhandener Bau­

substanz die vorgenannten Wendeanlagen nicht realisierbar sind, lässt die Berufsge­

nossenschaft ausnahmsweise auch andere Bauformen wie z. B. Wendehämmerzu.

Unter Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06 sind mit Bild 59 für dreiachsige Abfallsammelfahr­

zeuge geeignete Formen eines Wendehammers dargestellt. Hierbei ist zu berücksich­

tigen, dass verschiedene Fahrzeugausführungen unterschiedliche Dimensionierungen 

erforderlich machen. Voraussetzung ist in jedem Fall, dass das Wenden des Abfall­

sammelfahrzeugs mit ein- bis höchstens zweimaligem Zurückstoßen möglich ist. Um 

die Befahrbarkeit sicherzustellen, sind Wendeanlagen an den Abfuhrtagen von par­

kenden Fahrzeugen freizuhalten. Hier können ggf. verkehrsregelnde Maßnahmen er­

forderlich werden.

4.3 Einrichtung von Sammelplätzen

Bei Wohnwegen, die von Abfallsammelfahrzeugen nicht befahren werden dürfen (z.B. 

fehlende oder nicht ausreichende Wendeanlage oder zu geringe Fahrbahnbreite), soll­

ten für die Abfallbehälter und den Sperrmüll der Anlieger entsprechend dimensionierte 

Sammelplätze im Bereich der Einmündung in die nächste für das Abfallsammelfahr­

zeug befahrbare Straße angelegt werden.

Während der Erschließungs- und Bauphasen von Neubaugebieten können die im Bau 

befindlichen Straßen wegen unzureichender Fahrbahnbefestigung oder parkender 

Baustellenfahrzeuge oft noch nicht genutzt werden. Hier kann es sinnvoll sein, vo­

rübergehend Sammelplätze einzurichten. Um Störungen bei der Abfallentsorgung zu 

vermeiden, sollte die AHK auch über den Abschluss einer Baumaßnahme umgehend 

in Kenntnis gesetzt werden.
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dieser Vorgaben wird es dreiachsigen Abfallsammelfahrzeugen ermöglicht problemlos 

zu wenden. Voraussetzung ist jedoch, dass diese Wendeanlagen einen äußeren Wen-

dekreisradius erhalten, der für dreiachsige Abfallsammelfahrzeuge (ohne Nach-

laufachse) ausgelegt ist (siehe Tabelle 17 zu Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06). 

4.2.3 Kriterien für die Errichtung von Wendehämmern 

Sofern z. B. aufgrund topographischer Gegebenheiten oder bereits vorhandener Bau-

substanz die vorgenannten Wendeanlagen nicht realisierbar sind, lässt die Berufsge-

nossenschaft ausnahmsweise auch andere Bauformen wie z. B. Wendehämmer zu. 

Unter Ziffer 6.1.2.2 der RASt 06 sind mit Bild 59 für dreiachsige Abfallsammelfahr-

zeuge geeignete Formen eines Wendehammers dargestellt. Hierbei ist zu berücksich-

tigen, dass verschiedene Fahrzeugausführungen unterschiedliche Dimensionierungen 

erforderlich machen. Voraussetzung ist in jedem Fall, dass das Wenden des Abfall-

sammelfahrzeugs mit ein- bis höchstens zweimaligem Zurückstoßen möglich ist. Um 

die Befahrbarkeit sicherzustellen, sind Wendeanlagen an den Abfuhrtagen von par-

kenden Fahrzeugen freizuhalten. Hier können ggf. verkehrsregelnde Maßnahmen er-

forderlich werden. 

4.3 Einrichtung von Sammelplätzen 

Bei Wohnwegen, die von Abfallsammelfahrzeugen nicht befahren werden dürfen (z.B. 

fehlende oder nicht ausreichende Wendeanlage oder zu geringe Fahrbahnbreite), soll-

ten für die Abfallbehälter und den Sperrmüll der Anlieger entsprechend dimensionierte 

Sammelplätze im Bereich der Einmündung in die nächste für das Abfallsammelfahr-

zeug befahrbare Straße angelegt werden. 

Während der Erschließungs- und Bauphasen von Neubaugebieten können die im Bau 

befindlichen Straßen wegen unzureichender Fahrbahnbefestigung oder parkender 

Baustellenfahrzeuge oft noch nicht genutzt werden. Hier kann es sinnvoll sein, vo-

rübergehend Sammelplätze einzurichten. Um Störungen bei der Abfallentsorgung zu 

vermeiden, sollte die AHK auch über den Abschluss einer Baumaßnahme umgehend 

in Kenntnis gesetzt werden. 
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4.3.1 Kriterien für die Einrichtung von Sammelplätzen

Bei der Einrichtung dieser Sammelplätze sind folgende Vorgaben zu berücksichtigten:

- Um spätere Interessenskonflikte mit künftigen Anliegern zu vermeiden, sind die 

Sammelplätze in den Bebauungsplan aufzunehmen und entsprechend zu er­

läutern

- Um das Konfliktpotential zu diesem Thema zu minimieren, ist es zusätzlich sinn­

voll, die Käufer der Grundstücke an den Wohnwegen im Rahmen des Kaufver­

trages darauf hinzuweisen, dass Abfallbehälter und Sperrmüll am Abfuhrtag an 

den ausgewiesenen Sammelplätzen zur Abholung bereitzustellen sind

- Die Sammelplätze sind so anzulegen, dass weder der Fußgänger noch der 

Straßenverkehr gefährdet oder behindert werden

- Die Sammelplätze müssen vom Abfallsammelfahrzeug so angefahren werden 

können, dass das Laden problemlos möglich ist

- Die Fläche der Sammelplätze ist auf die Anzahl der zukünftigen Nutzer und die 

von diesen genutzten Abfallbehälter abzustimmen. Dabei sollte auch berück­

sichtigt werden, dass teilweise neben Restabfall, Bioabfall und Altpapier auch 

Verpackungsabfälle an einem Tag abgefahren werden

- Der Sammelplatz sollte so dimensioniert sein, dass er auch großvolumigen 

Sperrmüll aufnehmen kann

- Vor dem Hintergrund der Sperrmüllbereitstellung sollte im Sinne der Anlieger 

eine „zumutbare“ Transportentfernung (festgelegt durch die planende Instanz) 

nicht überschritten werden

- Bei der Planung der Sammelplätze sollten ausreichende Flächen für die Hand­

habung der Behälter vorgesehen werden (Abmessungen der unterschiedlichen 

Abfallbehälter sind nachfolgend benannt)
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4.3.1 Kriterien für die Einrichtung von Sammelplätzen 

Bei der Einrichtung dieser Sammelplätze sind folgende Vorgaben zu berücksichtigten: 

Um spätere Interessenskonflikte mit künftigen Anliegern zu vermeiden, sind die 

Sammelplätze in den Bebauungsplan aufzunehmen und entsprechend zu er-

läutern 

Um das Konfliktpotential zu diesem Thema zu minimieren, ist es zusätzlich sinn-

voll, die Käufer der Grundstücke an den Wohnwegen im Rahmen des Kaufver-

trages darauf hinzuweisen, dass Abfallbehälter und Sperrmüll am Abfuhrtag an 

den ausgewiesenen Sammelplätzen zur Abholung bereitzustellen sind 

Die Sammelplätze sind so anzulegen, dass weder der Fußgänger noch der 

Straßenverkehr gefährdet oder behindert werden 

DieiSammelplätze müssen vom Abfallsammelfahrzeug so angefahren werden 

können, dass das Laden problemlos möglich ist 

Die Fläche der Sammelplätze ist auf die Anzahl der zukünftigen Nutzer und die 

von diesen genutzten Abfallbehälter abzustimmen. Dabei sollte auch berück-

sichtigt werden, dass teilweise neben Restabfall, Bioabfall und Altpapier auch 

Verpackungsabfälle an einem Tag abgefahren werden 

Der Sammelplatz sollte so dimensioniert sein, dass er auch großvolumigen 

Sperrmüll aufnehmen kann 

Vor dem Hintergrund der Sperrmüllbereitstellung sollte im Sinne der Anlieger 

eine „zumutbare" Transportentfernung (festgelegt durch die planende Instanz) 

nicht überschritten werden 

Bei der Planung der Sammelplätze sollten ausreichende Flächen für die Hand-

habung der Behälter vorgesehen werden (Abmessungen der unterschiedlichen 

Abfallbehälter sind nachfolgend benannt) 
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Für die Planung der Handhabung von Abfallbehältern auf Sammelplätzen gelten nach­

folgende Abmessungen (ca.-Maße):

Behälterart Länge/Tiefe Breite Fläche
MGB 60/120 I 0,55 m 0,51 m 0,3 m2

MGB 240 I 0,74 m 0,59 m 0,5 m2

MGB 1.100 I 1,25 m 1,38 m 1,8 m2

5 Abfallwirtschaftliche Aspekte bei der Einrichtung von 

Straßenbaustellen

Die Einrichtung von Straßenbaustellen sollte, sofern die Entsorgung von Anliegern di­

rekt betroffen ist, vom Straßenbaulastträger oder vom zuständigen Ingenieurbüro di­

rekt mit der AHK abgestimmt werden. Abfallsammelfahrzeuge sind in ihrer Ausführung 

nicht mit Baustellenfahrzeugen vergleichbar. Eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung 

im Bereich von Straßenbaustellen bedarf daher folgender Voraussetzungen:

- für das Abfallsammelfahrzeug ausreichend tragfähig sein muss (Exemplarisch 

für Seitenlader: VA: 8 t, HA: 11,5 t, NLA: 7,5 t bei 26 t max. Gesamtgewicht)

- Da die Abfallsammelfahrzeuge bauartbedingt erheblich tiefer liegen als z. B. 

Baustellen-LKW, sind Bodenwellen oder -senken soweit wie möglich zu mini­

mieren (Fahrbahnen, aus denen Kanaldeckel oder Deckel von Straßenabläufen 

hervorstehen, können nicht befahren werden.)

- Die bereits in Kap. 4.1 genannte Mindestdurchfahrtsbreite von 3,55 m ist zu 

gewährleisten

- Während der Abfuhrtage ist die Durchfahrt dauerhaft sicherzustellen. Die unge­

fähren Abfuhrzeiten können bei der AHK erfragt werden

Sollten während der Bautätigkeiten Straßen oder Straßenabschnitte für Abfallsammel­

fahrzeuge nicht befahrbar sein, so sind an der nächsten befahrbaren Straße temporäre 

Sammelplätze einzurichten.

Dieses sollte in Abstimmung mit der AHK erfolgen. Insbesondere bei wandernden 

Baustellen ist es nicht möglich, den betroffenen Haushalten feste Sammelplätze zuzu­

ordnen. Die Abfallbehälter sollten daher von den Mitarbeitern der Baufirmen zu den
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Für die Planung der Handhabung von Abfallbehältern auf Sammelplätzen gelten nach-

folgende Abmessungen (ca.-Maße): 

Behälterart Länge/Tiefe Breite Fläche 

MGB 60/1201 0,55 m 0,51 m 0,3 m2 

MGB 2401 0,74 m 0,59m 0,5 m2 

MGB 1.100 1 1,25 m 1,38 m 1,8 m2 

5 Abfallwirtschaftliche Aspekte bei der Einrichtung von 

Straßenbaustellen 

Die Einrichtung von Straßenbaustellen sollte, sofern die Entsorgung von Anliegern di-

rekt betroffen ist, vom Straßenbaulastträger oder vom zuständigen Ingenieurbüro di-

rekt mit der AHK abgestimmt werden. Abfallsammelfahrzeuge sind in ihrer Ausführung 

nicht mit Baustellenfahrzeugen vergleichbar. Eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung 

im Bereich von Straßenbaustellen bedarf daher folgender Voraussetzungen: 

- für das Abfallsammelfahrzeug ausreichend tragfähig sein muss (Exemplarisch 

für Seitenlader: VA: 8 t, HA: 11,5 t, NLA: 7,5 t bei 26 t max. Gesamtgewicht) 

Da die Abfallsammelfahrzeuge bauartbedingt erheblich tiefer liegen als z. B. 

Baustellen-LKW, sind Bodenwellen oder —senken soweit wie möglich zu mini-

mieren (Fahrbahnen, aus denen Kanaldeckel oder Deckel von Straßenabläufen 

hervorstehen, können nicht befahren werden.) 

- Die bereits in Kap. 4.1 genannte Mindestdurchfahrtsbreite von 3,55 m ist zu 

gewährleisten 

- Während der Abfuhrtage ist die Durchfahrt dauerhaft sicherzustellen. Die unge-

fähren Abfuhrzeiten können bei der AHK erfragt werden 

Sollten während der Bautätigkeiten Straßen oder Straßenabschnitte für Abfallsammel-

fahrzeuge nicht befahrbar sein, so sind an der nächsten befahrbaren Straße temporäre 

Sammelplätze einzurichten. 

Dieses sollte in Abstimmung mit der AHK erfolgen. Insbesondere bei wandernden 

Baustellen ist es nicht möglich, den betroffenen Haushalten feste Sammelplätze zuzu-

ordnen. Die Abfallbehälter sollten daher von den Mitarbeitern der Baufirmen zu den 
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Sammelplätzen und auch wieder zurück transportiert werden. Es hat sich bewährt, 

diese Verpflichtung mit in die Ausschreibungen aufzunehmen.

6 Schlussbestimmungen

Die Weitergabe dieses Dokumentes an Dritte sowie die Veröffentlichung, Vervielfälti­

gung, Verbreitung oder sonstige Verwertung ist ohne ausdrückliche Zustimmung der 

Abfallwirtschaft Heidekreis, Anstalt des öffentlichen Rechts nicht zulässig.

7 Freigabe
Sollen,

(Ort, Datum)

(Uni . )
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Sammelplätzen und auch wieder zurück transportiert werden. Es hat sich bewährt, 

diese Verpflichtung mit in die Ausschreibungen aufzunehmen. 

6 Schlussbestimmungen 

Die Weitergabe dieses Dokumentes an Dritte sowie die Veröffentlichung, Vervielfälti-

gung, Verbreitung oder sonstige Verwertung ist ohne ausdrückliche Zustimmung der 

Abfallwirtschaft Heidekreis, Anstalt des öffentlichen Rechts nicht zulässig. 

7 Freigabe 

goe(ct• , 47..,z,2. 2.-1 
(Ort. Datum) 

Abfallvli haft eidekre 
Anstalt.dqftenche R 

--,  

(Unterschrift Vorstand AHK. Stempel AHK) 
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8 Gesetzliche und berufsgenossenschaftliche Vorgaben 

sowie Literaturhinweise

Nachfolgende Auflistung ist eine exemplarische Auswahl und hat keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit:

Unfallverhütungsvorschrift „Müllbeseitigung“ (DGUV Vorschrift 43)

Unfallverhütungsvorschrift „Fahrzeuge” (DGUV Vorschrift 70)

DGUV Information 214-033 „Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und 

Fahrwege für die Sammlung von Abfällen“,

Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06)

Richtlinie für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen (RStO 12) 

Straßenverkehrsordnung (StVO § 35 Abs. 6 Sonderrechte für Müllfahrzeuge) 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

Abfallbewirtschaftungssatzung der AHK 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der AHS

Alle Dokumente gelten in ihrer jeweils aktuellen Fassung.
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So erreichen Sie uns

Abfallwirtschaft Heidekreis (AHK), Anstalt des öffentlichen Rechts 

Winsener Straße 17 

29614 Soltau

Service-Telefon: (0800) 11 238 11 

Fax: (05191) 92 812 126 

Internet: www.ahk-heidekreis.de 

E-Mail: info@ahk-heidekreis.de
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